
r 

An das 
Präsidium des 
Nationalrates 
PAR L A M E N T 

Dr.-Karl-Renner-Ring 3 
1017 Wie n 

VEREINIGUNG 
OSTERREICHISCHER 

INDUSTRIELLER 

GZ 00.0212/1 6-V /1/84 (8) ; 

)f. 'f(;rfM~ tf1-

Wien, 1984 12 28 
Mag. SC/La/768 

Entwurf eines Bundesgesetzes über die Zeichnung von zusätz­
lichen Kapitalanteilen bei der Internationalen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD) 

Dem Ersuchen des Bundesministeriums für Finanzen entspre mend, 

übermittelt die Vereinigung österreichischer Industrieller an­

bei 22 Exemplare ihrer Stellungnahme betreffend den Entwurf eines 

Bundesgesetzes über die Zeichnung von zusätzlichen Kapitalantei­

len bei der Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 

(IBRD) , 

VE~\N{::;rrICHISCHER INDUSTRIE 
(Mag. K. Schicht) ~r. G. 
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An das 
Bundesministerium für 
Finanzen 

Himmelpfortgasse 4 - 8 
1010 Wie n 

VEREINIGUNG 
OSTERREICHISCHER 

INDUSTRIELLER 

GZ OO.0212/16-V/1/84(8); 

Wien, 1985 12 28 
Mag. SC/La/767 

Entwurf eines Bundesgesetzes über die Zeichnung von zusätz­
lichen Kapitalanteilen bei der Internationalen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD) 

Die Vereinigung österreichischer Industrieller dankt für die 

Ubermittlung des Entwurfs eines Bundesgesetzes über die Zeich­

nung von zusätzlichen Kapitalanteilen bei der Internationalen 

Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD) samt Vorblatt und 

Erläuterungen. 

Angesichts der zentralen Funktion der IBRD für die Finanzierung 

der Entwicklung der Dritten Welt wird der vorgesehenen Zeichnung 

von 740 Kapitalanteilen in Höhe von je 100.000 US-Dollar durch 

die Republik österreich zugestimmt. In diesem Zusammenhang ersucht 

die Industriellenvereinigung das Bundesministerium für Finanzen, 

die Interessen der österreichischen Exportindustrie im Rahmen der 

IBRD auch weiterhin nachhaltig zu unterstützen, damit bei der 

Finanzierung von Projekten durch die Bank österreichische Unter­

nehmen bei der Auftragsvergabe in entsprechendem Ausmaß herange­

zogen werden. 

Dem Ersuchen des Bundesministeriums für Finanzen entsprechend 

wurden 22 Exemplare dieser Stellungnahme dem Präsidium des National­

rates zugeleitet. 
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